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Personensorge der Beirätin bei ausländischem Aufenthalt
Sachverhalt

Klientin, geb. 1937, ledig, lebt seit 23 Jahren mit ihrem Konkubinatspartner zusammen, 12 Jahre davon in Spanien (gesetzlicher Wohnsitz haben beide in unserer Gemeinde). Seit 5 Jahren leidet die KL an Morbus Alzheimer, die psych. Veränderungen nehmen laufend zu. Seit 1 1/2 Jahren spricht sie kein Wort mehr (ausser NEIN). Körperlich ist noch sehr mobil. Der Lebenspartnerbetreut und pflegt die KL seither rund um die Uhr. Das Haus in Spanien mit dem grossen Garten sei optimal für diese Betreuung. Vor ca. 2 Jahren wurde auf Wunsch einer Schwester der KL eine Beiratschaft errichtet. Der Lebenspartner wollte die Massnahme nicht führen. (Was die Schwester/Beirätin genau gemacht hat, ist mir nicht klar. Ein Treuhandbüro hat die administrativen und finanz. Angelegenheiten geregelt).Vor 4 Wochen kam das Paar in die CH. Die KL zeigte sich unruhig und auffällig (schrie laut und schlug um sich), was ihre beiden Schwesternveranlasste den Arzt zu kontaktieren. Es kam am 25.06.03 zu einem FFE, Einweisung nach Königsfelden. Die beiden Schwestern sind der Meinung, ihre Schwester gehöre in ein spezielles Alzheimer Pflegeheim, der Lebenspartner will sie zurück nach Spanien nehmen und selber betreuen und pflegen, solange das noch gehe. Die Klientin ist zur Zeit weder handlungs- noch urteilsfähig. Ich bin nun zur Beirätin, gemäss Art. 395 I und II ernannt worden, kombiniert mit dem Art. 392 ZGB, Abs. 1 ZGB; ohne spezifischen Auftrag. Mündlich wurde mir gesagt, es gehe darum zu schauen, ob die Frau wieder nach Spaniengehen könne oder ob sie in ein Pflegeheim kommen soll. Und um die Vermögensverwaltung. Am 5.8.03 wird es vor dem Verwaltungsgericht eine Verhandlung geben, da der Lebenspartner Beschwerde gegen den FFE gemacht hat. Die Aerzte sagen, sie können schwer beurteilen, ob der Lebenspartner die aufwendige Pflege in Spanien wirklich zum Wohl der Klientin machen könne. Die Klinik fühlt sich zwischen zwei Fronten, den Schwestern und dem Lebenspartner und hoffen nun die VB entscheide. (Nachträgliche Information: Klientin hält sich dauernd in Spanien in Haus des Lebenspartners auf, hat ihre Schriften mit diesem aber in der Schweiz. Von der Vorgängerin hat die Beirätin keinen Schlussbericht erhalten. Dem Vernehmen nach ist die Klientin in Spanien gut betreut gewesen. Das auffällige Verhalten scheint in Zusammenhang zu stehen mit der örtlichen Veränderung. Mittlerweile will der Lebenspartner das Haus in Spanien verkaufen und in eine Mietwohnung ziehen. Bei der Klientin sind unterdessen Verpflegungsschwierigkeiten aufgetreten, indem sie zwar isst, aber nicht schluckt und sich daher übergibt).

Meine Fragen:

· Wenn der FFE aufgehoben wird, nach welchen Kriterien soll entschieden werden, wo die Patientin gepflegt werden soll?

· Wer kann dies eigentlich entscheiden? 

· Wie viel Mitspracherecht haben die Schwestern und der Lebenspartner?

· Wie viel Mitspracherecht habe ich als Beirätin?

· Falls der FFE aufgehoben wird, kann der Lebenspartner die Klientin einfach nach Spanien mitnehmen oder braucht er die Zustimmung der VB?

· Müsste die Klientin nicht bevormundet werden, da sie handlungs- und urteilsunfähig ist?

Erwägungen
1. Grundsätzlich erscheint die hier angeordnete Massnahme als nicht zweckmässig (und wohl auch nicht rechtmässig). Die Beiratschaft dient in erster Linie dem Vermögensschutz, nicht aber der Einkommensverwaltung oder der persönlichen Betreuung, und der angeordneten Vertretungsbeistandschaft fehlt der zugrundeliegende konkrete Auftrag (Gudrun Sturm, Vormundschaftliche Hilfsmassnahmen für Betagte in der Schweiz, ZVW 2002 S. 180 Ziff. 2, S. 182 Ziff. 7)). Richtig wäre im vorliegenden Fall wohl die kombinierte Beistandschaft nach Art. 392 Ziff. 1 und 393 Ziff. 2 ZGB (Thomas Geiser, Demenz und Recht, ZVW 2003 S. 103 Ziff. 2.14). Die Beiständin hätte dabei insbesondere auch die Möglichkeit, zu medizinischer Behandlung (der urteilsunfähigen Patientin) ihre Zustimmung zu erteilen beziehungsweise diese anzuordnen (Geiser a.a.O. Fn 34 und Ziff. 2.18 f.).

2. Soll die Person gegen ihren Willen in ein Pflegeheim (namentlich ein für Alzheimerpatientinnen spezialisiertes) eingewiesen werden, bedarf dies der fürsorgerischen Freiheitsentziehung gemäss Art. 397a ff. ZGB (über deren Vereinbarkeit mit dem Schutz der persönlichen Freiheit gemäss Art. 5 EMRK vergleiche ZVW 2003 S. 142 ÜR 1-03), welche nicht vom Beistand, sondern von den vormundschaftlichen Behörden anzuordnen ist. Im vorliegenden Fall können zwar Angehörige und der vertraute Lebenspartner ihre Meinung kundtun, zu entscheiden hat aber die für den FFE zuständige Behörde oder – wenn keine Freiheitsentziehung zur Diskussion steht – die gesetzliche Vertreterin (was die Beirätin in diesem Bereich nicht sein kann, sondern wie vorne angeführt allenfalls eine kombinierte Beiständin).

3. Die für eine Platzierung massgeblichen Kriterien müssen im Falle einer Alzheimerpatientin mit spezialisiertem medizinischem Personal abgeklärt werden. Den besonderen persönlichen Interessen und Empfindsamkeiten der Patienten ist dabei Rechnung zu tragen.

4. Eine Entmündigung der Klientin drängt sich nur dann auf, wenn sie sich durch Rechtshandlungen selbst gefährdet, worauf hier nichts hindeutet. Eine Entmündigung wäre demnach eine unverhältnismässige Massnahme.

5. Nach dem geschilderten Sachverhalt begründen die Klientin und ihr Lebenspartner in der Schweiz keinen Wohnsitz, vielmehr befindet sich ihr Lebensmittelpunkt seit vielen Jahren in Spanien. Eine Übertragung nach Spanien scheint sich im vorliegenden Fall allerdings deshalb zu erübrigen, weil die bisher guten Betreuungsvoraussetzungen nicht von Bestand sind, sich die gesundheitliche Situation der Patientin verschlechtert und in absehbarer Zeit ihren Lebenspartner zeitlich wie sachlich überfordern könnte und deshalb eine neue Unterbringung (siehe oben Ziff. 3) zu organisieren sein wird, welche mit Vorteil von der heute noch zuständigen schweizerischen Beirätin beantragt und von der Vormundschaftsbehörde angeordnet werden sollte.

Kurt Affolter

Ligerz, 14. August 2003
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